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STADT SONDERSHAUSEN

TEXT TEIL B:

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN ZUM BEBAUUNGSPLAN NR. 5 
„STOCKHAUSEN FAHRSCHULÜBUNGSPLATZ“
DER STADT SONDERSHAUSEN
- 2. ÄNDERUNG -

In Ergänzung der Planzeichnung wird Folgendes festgesetzt:

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

Gemäß § 9 (1) BauGB i. V. m. der Baunutzungsverordnung in der jeweils gültigen Fassung bei Satzungsbeschluss des 
Bebauungsplanes. 

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 (1) Nr. 1, 6 BauGB und §§ 1, 4, 6, 11 – 13, 14, 23 BauNVO)

1.1 Baugebiete (§ 1 (3) BauNVO)

siehe Einschriebe im Plan:
1. WA - allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)
2. MI - Mischgebiet (§ 6 BauNVO)
3. SOEinkaufszentrum - Sondergebiet für Einkaufszentrum

   (§ 11 (3) Nr. 1 BauNVO)

1.2 Beschränkung bestimmter Arten von allgemein zulässigen Nutzungen im WA (§ 1 (4) Nr. 2 Bau NVO)

Die Nutzung im Sinne von § 4 (2) Nr. 3 BauNVO:
-  Anlagen für sportliche Zwecke
sind nur in Gebäuden zulässig.

1.3 Unzulässigkeiten von Ausnahmen im WA (§ 1 (6) Nr. 1 BauNVO)
-  Ausnahmen im Sinne von § 4 (3) Nr. 4 bis 5 BauNVO sind nicht zulässig.

1.4 Höchstzulässige Zahl von Wohnungen in Wohngebäuden im WA (§ 9 (1) Nr. 6 BauGB)
-  2 Wohnungen (WE).

1.5 Untergeordnete Nebenanlagen im WA (§ 14 (1) u. § 23 (5) BauNVO)

Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind im Sinne von § 14 (1) BauNVO zulässig:
1. Eingeschossige Gebäudeteile für Abfallbehälter, Fahrräder und Kinderwagen. Diese dürfen bis zu 2,50 m über die 
    Baugrenze vortreten und eine Grundfläche von 10,00 m² nicht überschreiten.
2. Freistehende Fahrrad- und Geräteschuppen bis zu einer Grundfläche von maximal 10,00 m².
    Diese Gebäude oder Gebäudeteile und Nebenanlagen dürfen nicht unterkellert werden.

1.6 Gliederung des MI (§ 1 (4) BauNVO)

Das Mischgebiet wird entsprechend § 1 (4) Nr. 1 und 2 BauNVO nach der Art der zulässigen Nutzung und der Art 
der Betriebe und Anlagen gegliedert:
- Zulässig sind im Baugebiet Nr. 9 Nutzungen und Betriebe, die das benachbarte Wohnen (im angrenzenden WA) im 
  Sinne der Schutzkategorie von § 6 (1) BauNVO nicht wesentlich stören.

1.7 Ausschluss bestimmter Arten von allgemein zulässigen Nutzungen im MI  (§ 1 (5) BauNVO)

Von den Nutzungen entsprechend § 6 (2) BauNVO sind folgende Arten unzulässig:
-  Tankstellen,
-  Einzelhandelsbetriebe.

1.8 Beschränkung bestimmter Arten von allgemein zulässigen Nutzungen im MI (§ 1 (4) Nr. 2 BauNVO)

Die Nutzung im Sinne von § 6 (2) Nr. 5 BauNVO
-  Anlagen für sportliche Zwecke
sind im MI-Gebiet nur in Gebäuden zulässig.

1.9 Unzulässigkeit von Ausnahmen im MI (§ 1 (6) Nr. 1 BauNVO)

Ausnahmen im Sinne von § 6 (3) BauNVO
-  Vergnügungsstätten im Sinne § 4a (3) Nr. 2 BauNVO außerhalb der in § 6 (2) Nr. 8 BauNVO bezeichneten Teile 
   des Gebietes
sind nicht zulässig.

1.10 Zweckbestimmungen und Art der Nutzung im SO (§ 11 (2) BauNVO)

Die Zweckbestimmung des Sondergebietes ist die Errichtung eines Einkaufszentrums zur Nahversorgung mit einem 
Lebensmittelmarkt, Fachmärkten und Shops sowie die Errichtung von Geschäfts- und Büroräumen, Räumen für freie 
Berufe, Anlagen für Verwaltungen, Archiv- und Lagerräumen sowie Wohnungen. 
Zulässig sind großflächige Einzelhandelsbetriebe im Sinne von § 11 (3) Nr. 2 und 3 BauNVO für folgende Branchen:
1.  Lebensmittel einschließlich Randsortimente und begleitende Einzelhandelsbetriebe in der Erdgeschossebene bis 
      maximal 3.000 m² Verkaufsfläche.
      Im Einzelnen sind diese:
      - 1 Lebensmittelmarkt mit maximal 1.150 m² Verkaufsfläche, darüber hinaus:
      - Fachmärkte mit Sortimenten des kurzfristigen und mittelfristigen Bedarfs einschließlich Randsortimenten 
        (mindestens 2 Stück) und Shops (ohne Apotheke und Dienstleistung) mit insgesamt maximal 1.650 m² 
        Verkaufsfläche, davon je Einzelhandelseinrichtung maximal 1000 m² Verkaufsraumfläche,
      - Verkaufsflächen außerhalb von Gebäuden maximal 200 m²,
      - zulässig sind nahversorgungsrelevante Sortimente als Sortimentsschwerpunkte und sonstige zentrenrelevante 
        Sortimente (ohne Apotheken) zur Ergänzung aus der „Sondershäuser Liste“ (gemäß „Einzelhandels- und 
        Zentrenkonzept für die Musik- und Bergstadt Sondershausen" vom 30.09.2020, siehe auch Punkt 19.10),

2. Geschäfts- und Büroräume, Räume für freie Berufe, Anlagen für Verwaltungen, Archiv- und Lagerräume sowie 
    Wohnungen in der 1. – 3. Obergeschossebene.

1.11 Hochbauliche Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1) BauNVO sind in den nicht überbaubaren Grundstücksflächen der 
Baugebiete 5, 7 und 9 nur bis zu einer Gesamt-Grundfläche je Baugebiet von 150 m² zulässig.

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 (1) Nr.1 BauGB und §§ 16 – 21a BauNVO)

2.1 Grundflächenzahl – GRZ (§ 16 (2) BauNVO und § 19 (4) Satz 3 BauNVO)

2.1.1 Siehe Einschriebe im Plan

2.1.2 WA, alle Baugebiete:
Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen der in § 19 (4) Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen 
um 50 v.H. höchstens jedoch bis zu einer GRZ von 0,6 überschritten werden.

2.1.3 MI, Baugebiete Nr. 5 und Nr. 9:
Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen der in § 19 (4) Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen 
um 50 v.H. höchstens jedoch bis zu einer GRZ von 0,8 überschritten werden.

2.1.4 SOEinkaufszentrum, Baugebiet 7:
Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen der in § 19 (4) Satz 1 Nr. 1 und 2 BauNVO bezeichneten 
Anlagen geringfügig, maximal bis zu einer GRZ von 0,88, überschritten werden.

2.2 Geschossflächenzahl (§ 16 (2) BauNVO)

Siehe Einschriebe im Plan.

2.3 Zahl der Vollgeschosse (§ 16 (2) BauNVO)

Siehe Einschriebe im Plan:

Die Zahl der Vollgeschosse wird gemäß § 16 (4) BauNVO als Höchstgrenze festgesetzt.

3.3 Bauweise im SOEinkaufszentrum (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB)

Die Bauweise ist durch Planeinschrieb festgesetzt:

Abweichende Bauweise gemäß § 22 (4) BauNVO:

a³:  Die Gebäude können innerhalb der festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche im Sinne der offenen 
      Bauweise als Hausgruppen errichtet werden. Die Länge der Gebäude darf höchstens 100 m betragen.

4. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 BauNVO)

4.1 Siehe Einzeichnungen im Plan.

4.2 Baugrenzen

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Bebauungsplan durch Baugrenzen bestimmt.

4.3 Ausnahmen zu den Baugrenzen (§ 23 (3) Satz 3 BauNVO)

Baugrenzen können, wo nicht gesondert festgesetzt, durch Lade-Rampen und Vorbauten im 
Gebäudeeingangsbereich bis zu einer Tiefe von 2,5 m und einer Breite von max. ¼ der zugehörigen Fassadenlänge 
überschritten werden. Die Entfernung zu den Grundstücksgrenzen muss jedoch mindestens 3 m betragen.
Baugrenzen können durch Vordächer und Eingangsüberdachungen bis zu einer Tiefe von 4,5 m überschritten 
werden.

5. FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE UND GARAGEN MIT 
IHREN AUSFAHRTEN
(§ 9 (1) Nr. 4 BauGB)

5.1 Siehe Einzeichnungen und Einschriebe im Plan.

5.2 Stellplätze, überdachte Stellplätze (Carports), Garagen und Tiefgaragen sind nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen oder auf den dafür festgesetzten Flächen und, soweit im Plan eingezeichnet, nur mit der 
festgesetzten Ein- und Ausfahrt zulässig.

5.3 Unzulässigkeit von Stellplätzen und Garagen
(§ 12 (3) Nr. 2 und (6) BauNVO)

In den WA-Baugebieten 1 und 8 sind Stellplätze und Garagen für Kraftfahrzeuge mit einem Eigengewicht über 3,5 
Tonnen sowie für Anhänger dieser Fahrzeuge unzulässig.

6. VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTENDE FLÄCHEN
(§ 9 (1) Nr. 10 BauGB)

6.1 Die Sichtfelder an Knotenpunkten und Einmündungen sind von jeder sichtbehindernden Bebauung, Einfriedung und 
Nutzung freizuhalten. Die Bepflanzung ist bis maximal 0,8 m Höhe zulässig.
Baumstämme, Lichtmasten, Lichtsignalanlagen und Verkehrszeichen sind, soweit sie die Sicht auf bevorrechtigte 
Fahrzeuge nicht verdecken, zulässig.

7. VERKEHRSFLÄCHEN UND VERKEHRSFLÄCHEN 
BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG
(§ 9 (1) Nr. 11 BauGB)

7.1 Entsprechend der Einzeichnungen im Plan, gegliedert z. T. in Fahrbahnen, Gehwege, Radwege, Parkflächen und 
Verkehrsgrün im Sinne von § 127 (2) Nr. 4 BauGB.
Die genaue Aufteilung der Verkehrsflächen ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanes. Die Einzeichnungen gelten 
nur als Richtlinie.

7.2 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 (1) Nr. 11 BauGB)

Siehe Einzeichnungen im Plan:
1.  Fußgängerbereich
2.  Wohnwege mit Verkehrsbeschränkung (Mischverkehrsflächen)

8. ANSCHLUSS DER GRUNDSTÜCKE AN DIE
VERKEHRSFLÄCHEN
(§ 9 (1) Nr. 11 BauGB)

8.1 Siehe Einzeichnungen im Plan.

Entlang der zeichnerisch festgesetzten „Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt“ sind Verkehrsanschlüsse für 
Kraftfahrzeuge nicht zulässig.

9. VERSORGUNGSFLÄCHEN
(§ 9 (1) Nr. 12 BauGB)

9.1 Siehe Einzeichnungen im Plan:

1.  Transformatorenstation

10. GRÜNFLÄCHEN
(§ 9 (1) Nr. 15 BauGB)

10.1 Private Grünflächen

Die zeichnerisch festgesetzten „privaten Grünflächen“ mit der Zweckbestimmung „Hausgärten zum Zweck der 
Erholung“ sind durch Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen als Hausgärten so 
anzulegen, zu pflegen und zu erhalten, dass sie der Erholung der Anwohner dienen. 
Auf den privaten Grünflächen sind untergeordnete bauliche Anlagen mit einer Grundfläche von maximal 10,0 m² 
zulässig, die im unmittelbaren Zusammenhang mit der Nutzung der Hausgärten für Erholungszwecke stehen, wie 
Spielanlagen, Kleintierställe, Grillöfen und Freisitze. Die Gesamtfläche dieser untergeordneten baulichen Anlagen 
innerhalb der privaten Grünfläche soll je Grundstück 30 m² nicht übersteigen.
Auf dem Grundstück 224/5 der Flur 32 in der Gemarkung Sondershausen sind 8 hochstämmige Laub- oder 
Obstbäume gem. Pflanzliste (Pkt. 11.14) anzupflanzen und zu pflegen.
Der in der Planzeichnung festgesetzte Baumbestand ist zu erhalten und zu pflegen. Bei Abgang sind die Bäume 
umgehend artgerecht zu ersetzen.  

10.2 Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen

Auf den zeichnerisch festgesetzten „Flächen für Bindungen für Bepflanzungen und die Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ innerhalb der „privaten Grünflächen“ mit der Zweckbestimmung 
„Hausgärten zum Zweck der Erholung“ ist der Bestand an Gehölzen zu erhalten, zu pflegen und bei Abgang 
umgehend artgerecht zu ersetzen.
Die Errichtung baulicher Anlagen ist auf den „Flächen für Bindungen für Bepflanzungen und die Erhaltung von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ unzulässig.

11. MASSNAHMEN UND FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, 
ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR
UND LANDSCHAFT 
(§ 9 (1) Nr. 20 BauGB)

11.1 Zum Ausgleich der unvermeidbaren Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes sind südlich 
der Parkstraße fünf Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft mit der Bezeichnung „MF 1“ anzulegen, zu bepflanzen und zu pflegen. Die Rasenflächen sind auf diesen 
Standorten als eine artenreiche Wildblumenwiese (Mahd 2-3 mal jährlich) zu gestalten.

11.2 Zum Schutz des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes darf das Bodenrelief auf der Fläche für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft mit der Bezeichnung „MF 2“ im 
Südosten des Bearbeitungsgebietes im Bereich der Hangflanke des Franzberges nicht verändert werden. Das hier 
vorhandene Gehölz ist zu erhalten und zu pflegen. 

11.3 Der in der Planzeichnung Teil A als zu erhalten gekennzeichnete Bestand an Laub- und Obstbäumen sowie an 
Sträuchern ist zu erhalten und bei Abgang umgehend artgerecht zu ersetzen. 
Der Gehölzschutz ist gemäß DIN 18 920 durchzuführen.

11.4 In den WA- und MI-Gebieten sind mit Ausnahme der Lager- und Abstellflächen Boden versiegelnde Decken (Asphalt, 
Beton) generell unzulässig. Grundstückszufahrten und -zuwege sowie Stellplätze auf den Baugrundstücken im 
allgemeinen Wohngebiet dürfen nur in der erforderlichen Breite (Zufahrt max. 5 m, Zuweg max. 2 m, PKW-Stellplatz 
max. 3 m) befestigt werden und sind als versickerungsfähige Verkehrsfläche (z.B. Pflaster, Rasenfugenpflaster, 
Rasengittersteine) auszubilden.
Der Fußweg zum Franzberg ist in wassergebundener Decke auszuführen. 

11.5 Aufschüttungen und Abgrabungen im Bereich vorhandener und zu erhaltender Bäume sind unzulässig. Beim 
Anlegen von Pflanzflächen ist der vorhandene Mutterboden zu verwenden. 

11.6 An der Knappschaftsstraße und der Parkstraße sind gemäß der zeichnerischen Darstellungen in der Planzeichnung 
Teil A Straßenbäume anzupflanzen. Die Anpflanzungen erfolgen teilweise auf den privaten Grundstücken.
Für jede Verkehrsfläche sollen Bäume einheitlicher Art gewählt werden.

11.7 Entlang der Nordhäuser Straße sind Anpflanzungen von Straßenbäumen im Sondergebiet (Baugebiet 7) und im 
Mischgebiet (Baugebiet 9) vorzunehmen. 

11.8 Auf den privaten Grundstücksflächen im allgemeinen Wohngebiet ist je 200 m² Grundstücksfläche 1 hochstämmiger 
Laub- oder Obstbaum gemäß Pflanzliste (Pkt. 11.14) anzupflanzen.

11.9 Auf den Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind hochstämmige 
Laubbäume nach Pflanzgebot zu pflanzen. Zusätzlich zu den festgesetzten hochstämmigen Bäumen können noch 
Heister in der Qualität 2-mal verschult, mindestens 200 – 250 cm hoch, verwendet werden.

11.10 Sämtliche Laubbäume mit Pflanzgebot sind in der Qualität Hochstamm, 3-mal verschult, mit einem Stammumfang 
von mindestens 16 – 18 cm (in 1,0 m Höhe gemessen) zu pflanzen. Der in der Planzeichnung festgesetzte Standort 
anzupflanzender Bäume kann in begründeten Ausnahmefällen bis zu 5,0 m verschoben werden. Der Abstand 
zwischen den Bäumen muss mindestens 8 m betragen.

11.11 Bei Bäumen und Sträuchern mit Pflanzgebot sind ausschließlich standortgerechte, einheimische Arten zu 
verwenden. Die Arten der Bäume und Sträucher sind der Pflanzliste (Pkt. 11.14) zu entnehmen. 

11.12 Alle Bäume und Sträucher mit Pflanz- und Erhaltungsgebot sind auf Dauer zu erhalten, zu pflegen und bei Abgang 
umgehend artgerecht zu ersetzen.

11.13 Die Realisierung des öffentlichen Grüns ist in der auf die Herstellung der öffentlichen Erschließungsanlagen 
folgenden Pflanzperiode durchzuführen. 
Auf den privaten Flächen sind nach Nutzungsaufnahme der baulichen Anlagen die entsprechenden 
grünordnerischen Maßnahmen in der folgenden Pflanzperiode zu realisieren. 

12. MIT GEH-, FAHR- UND LEITUNGSRECHTEN ZU BELEGENDE FLÄCHEN
(§ 9 (1) Nr. 21 BauGB)

Siehe Einzeichnungen und Einschriebe im Plan.

12.1 Lr: Leitungsrecht zugunsten des zuständigen Netzbetreibers.

12.2 Gr, Fr: Gehrecht, Fahrrecht zugunsten des zuständigen Netzbetreibers.

13. FLÄCHEN FÜR BESONDERE VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR 
SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN UND SONSTIGEN GEFAHREN
(§ 9 (1) Nr. 24 BauGB)

13.1 Besondere Vorkehrungen zum Lärmschutz:

Als Maßnahme zum Schutz der schutzbedürftigen Räume in den angrenzenden allgemeinen Wohngebieten vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche ist die Nutzung der allgemein zugänglichen PKW-Stellplätze auf 
Parkplätzen, die sich innerhalb der „Flächen für besondere Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren“ befinden, nur tagsüber in der Zeit von 6:00 – 22:00 Uhr zulässig. Die 
betroffenen PKW-Stellplätze sind mit Gebotsschildern, die auf die eigeschränkte Nutzungsdauer verweisen, zu 
kennzeichnen. 

14. FLÄCHEN FÜR DAS ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND 
SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
(§ 9 (1) Nr. 25a BauGB)

14.1 Siehe Einzeichnungen und Einschriebe im Plan.

BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

Gemäß § 9 (4) BauGB vom 03.11.2017 i. V. m. der Thüringer Bauordnung vom 13.03.2014 in 
ihren gültigen Fassungen bei Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes wird folgendes 
festgesetzt:

15. GESTALTERISCHE ANFORDERUNGEN AN DIE GEBÄUDE

15.1 Dachformen

Siehe Planeinschrieb und Einzeichnungen:
Für die Hauptbaukörper werden Satteldächer, Mansarddächer, Walmdächer, Krüppelwalmdächer (10° - 45° 
Dachneigung), Flachdächer, flache Satteldächer und Pultdächer (≤ 15° Dachneigung) entsprechend 
Nutzungsschablone festgesetzt. 

15.2  Dacheindeckungen von Pult-, Sattel-, Mansard-, Walm- und 
Krüppelwalmdächern

Unzulässig sind Wellplatteneindeckungen. Für die Eindeckung sind Ziegel- oder Betondachsteinen zu verwenden. 
Dachbegrünungen sind zulässig.

15.3 Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen im Mischgebiet und Sondergebiet

Die Außenfronten der Gebäude dürfen nicht mit Keramikplatten, Spaltriemchen und Mosaikfliesen verkleidet werden. 
Fassaden ohne Fensteröffnungen oder Türöffnungen mit über 40 m Länge sind im MI- und 
SOEinkaufszentrum-Gebiet unzulässig. 

15.4 Werbeanlagen

Werbeanlagen an Gebäuden sind an den Fassadenflächen anzubringen. 

16. GESTALTERISCHE ANFORDERUNGEN AN DIE GRUNDSTÜCKE

16.1 Einfriedungen

Einfriedungen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen sind nur als Laubhecken bis 1,80 m Höhe und als Zäune bis 
1,80 m Höhe zulässig. Zäune entlang der öffentlichen Verkehrsflächen müssen blickdurchlässig sein. Sie dürfen mit 
Laubgehölzen eingegrünt werden. Die Mindesthöhe dieser Einfriedungen beträgt 1,0 m. Die textliche Festsetzung 
Pkt. 6 ist zu beachten.

16.2 Abfallbehälterplätze

Flächen für die Abfallbehälter sind im SOEinkaufszentrum- und im MI-Gebiet in die Gebäude zu integrieren bzw. 
außerhalb von Gebäuden mit Wänden zu umschließen.

16.3 Alle nicht durch bauliche Haupt-, Neben- und Verkehrsanlagen überbauten Grundstücksflächen der privaten 
Baugrundstücke sind zu begrünen.

17. KENNZEICHNUNGEN
(§ 9 (5) BauGB)

17.1 Der Planungsbereich liegt im Bergwerkseigentum „Sondershausen“ (Kalisalze) und in der deckungsgleichen 
Bewilligung „Im Wippertal“ (Steinsalz). Rechtsinhaber dieser Bergbauberechtigungen ist die GSES Glückauf 
Sondershausen Entwicklungs- und Sicherungsgesellschaft mbH. Bei der Planung von baulichen Anlagen ist die 
Verträglichkeit gegenüber der errechneten Restsenkungen, Zerrungen, Pressungen und Schieflagen an der 
Erdoberfläche zu überprüfen. Von der Rechtsinhaberin der Bergbauberechtigung (GSES) ist eine Senkungsprognose 
für den Baubereich einzuholen.

18. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN VON NACH ANDEREN
GESETZLICHEN VORSCHRIFTEN GETROFFENEN FESTSETZUNGEN
(§ 9 (6) BauGB)

18.1 Das gesamte Planungsgebiet befindet sich in der Trinkwasserschutzzone III.

18.2 Über die Durchführung von Erdarbeiten ist eine der zuständigen Denkmalschutzbehörden (Thüringisches Landesamt 
für Denkmalpflege und Archäologie, Weimar, oder Landratsamt Kyffhäuserkreis) mindestens 3 Kalenderwochen vor 
Beginn der Arbeiten schriftlich zu unterrichten.

19. HINWEISE

19.1 Archäologische und paläontologische Zufallsfunde sowie Münzfunde unterliegen gemäß Thüringer 
Denkmalschutzgesetz der Anzeigepflicht bei einer der zuständigen Stellen (Thüringisches Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologie, Weimar, oder Landratsamt Kyffhäuserkreis).

19.2 Es gelten die Verbote und Nutzungsbeschränkungen des Kreistages vom 10.09.1987 i.V.m. den Bestimmungen des 
Thüringer Wassergesetzes (ThürWG) vom 04.02.1999 (GVBl. S. 114), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes 
vom 04.09.2002 (GVBl. S. 303).
Der Umgang mit Wasser gefährdenden Stoffen ist beschränkt möglich. Die Beschränkungen werden im 
Baugenehmigungsverfahren von der Genehmigungsbehörde entsprechend des jeweiligen konkreten Vorhabens 
definiert. § 54 des ThürWG (Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen) ist zu beachten.
Sämtliches anfallendes Schmutzwasser im Plangebiet ist der zentralen Abwasserbehandlungsanlage der Stadt 
zuzuführen.
Nicht verunreinigtes Niederschlagswasser ist auf dem jeweiligen Grundstück vorzugsweise zu versickern, zu 
verdunsten oder zu verwerten. Die Einleitung in den Regenwasserkanal ist mit dem TAZ „Helbe-Wipper“ 
abzustimmen.
Die Versickerung von Regenwasser und gereinigtem Abwasser aus vollbiologischen Kleinkläranlagen, Lagerung 
wassergefährdender Stoffe und Erdwärmesonden sind bei der Unteren Wasserbehörde genehmigen zu lassen. 

19.3 Anfallende Abfälle sowie unbelasteter Erdaushub und Bauschutt sind gemäß § 17 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) 
i.V.m. § 2 Thüringer Abfallwirtschaftsgesetz (ThAbfG) der entsorgungspflichtigen Körperschaft (Kyffhäuserkreis) 
anzudienen.

19.4 Erdaufschlüsse (Bohrungen, Grundwassermessstellen, geophysikalische Messungen) sowie größere Baugruben 
sind dem Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz (bohrarchiv@tlubn.thueringen.de) gem. 
Lagerstättengesetz 14 Tage vor Baubeginn anzuzeigen. Schichtenverzeichnisse einschl. der Erkundungsdaten und 
Lagepläne sind dem Geologischen Landesarchiv des Freistaats Thüringen unverzüglich und unaufgefordert zu 
übergeben. Darauf ist in den Planungs- und Ausschreibungsunterlagen hinzuweisen.
Eventuell im Planungsgebiet vorhandene Bohrungsdaten können online recherchiert werden (http://www.infogeo.de)
Das Gesetz über die Durchforschung des Reichsgebietes nach nutzbaren Lagerstätten (Lagerstättengesetz) vom 
04.12.1934, zuletzt geändert durch Art. 22 des Gesetzes vom 10.11.2001 (BGBl I S. 2992) und die Verordnung zur 
Ausführung des Lagerstättengesetzes in der Fassung des BGBl. III 750-1-1 sowie das Bundesbodenschutzgesetz 
(BBodSchG) vom 17.03.1998 (BGBl I Nr. 16 S. 502) sind zu beachten.

19.5 Sollten sich bei der Realisierung des Bebauungsplans einschließlich Grünordnung Verdachtsmomente für das 
Vorliegen schädlicher Bodenveränderun¬gen / Altlasten oder eine Beeinträchtigung anderer Schutzgüter ergeben, so 
sind diese im Rahmen der Mitwirkungspflicht sofort der Unteren Bodenschutzbehörde (Amt für UNW beim 
Landratsamt Kyffhäuserkreis, Markt 8) anzuzeigen, damit im Interesse des Maßnahmefortschritts und der 
Umwelterfordernisse ggf. geeignete Maßnahmen koordiniert und eingeleitet werden können.

19.6 Das Planungsgebiet befindet sich in einem durch Munitionskörper gefährdeten Bereich. Sollten bei Bau- und 
Erschließungsarbeiten Kampfmittel gefunden werden, ist sofort die Fundstätte zu sichern und eine der zuständigen 
Stellen (Landratsamt Kyffhäuserkreis, örtliche Polizeidienststelle oder die Firma Tauber Delaborierung, Erfurt) zu 
informieren.

19.7 Im 5-km-Radius des Planungsgebietes befindet sich die Anlage der Firma GSES mbH Sondershausen, 
Schachtstraße 20-22, 99706 Sondershausen, die der Störfall-Verordnung unterliegt.

19.8 Während der Bauphase ist sicherzustellen, dass die in der Allgemeinen Ver-waltungsvorschrift zum Schutz gegen 
Baulärm – Geräuschimmissionen – (AVV Baulärm vom 19.08.1970) festgesetzten Immissionsrichtwerte für die 
betroffenen Gebiete während der Tagzeit und vor allem während der Nacht¬zeit eingehalten werden. Dabei gilt als 
Nachtzeit die Zeit von 20:00 – 7:00 Uhr.

VERFAHRENSVERMERKE

zum Bebauungsplan Nr. 5 „Stockhausen – Fahrschulübungsplatz“ (Auszug)

1. Die Erteilung der Genehmigung des Bebauungsplans sowie die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während 
der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind 
am 02.04.1997 im Amtsblatt „Sondershäuser Heimatecho“ ortsüblich bekannt gemacht worden. In der 
Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von 
Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 125 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und 
Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§§ 44, 246a Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 BauGB) hingewiesen worden. 
Die Satzung ist am 02.04.1997 in Kraft getreten.

Sondershausen, den 03.04.1997 …..........................................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Stadt Sondershausen

Der Bürgermeister

2. Die Genehmigung des Bebauungsplans wurde gem. Hauptsatzung am 02.04.1997ortsüblich bekannt 
gemacht. Der Bebauungsplan wurde mit der Bekanntmachung rechtsverbindlich.

Sondershausen, den 03.04.1997 …..........................................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Stadt Sondershausen

Der Bürgermeister

zur 1. vereinfachten Änderung des Bebauungsplans Nr. 5 „Stockhausen - 
Fahrschulübungsplatz"

1. Die Erteilung der Genehmigung der 1. vereinfachten Änderung des Bebauungsplans sowie die Stelle, bei der 
der Plan auf Dauer während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt 
Auskunft zu erhalten ist, sind am 25.11.2015 im Amtsblatt „Sondershäuser Heimatecho“ ortsüblich bekannt 
gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 124 Abs. 1 BauGB) und 
weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§§ 44, 246a Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 BauGB) 
hingewiesen worden. 

Sondershausen, den 26.11.2015 …..........................................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Stadt Sondershausen

Der Bürgermeister

2. Die Genehmigung der 1. vereinfachten Änderung des Bebauungsplans wurde gem. Hauptsatzung am 
25.11.2015 ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan wurde mit der Bekanntmachung am 25.11.2015 
rechtsverbindlich.

Sondershausen, den 26.11.2015 …..........................................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Stadt Sondershausen

Der Bürgermeister

zur 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 5 „Stockhausen - Fahrschulübungsplatz"

1. Die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplans wurde am 25.10.2018 vom Stadtrat der Stadt 
Sondershausen beschlossen.
Der Beschluss wurde am 28.11.2018 im Amtsblatt „Sondershäuser Heimatecho“ ortsüblich bekannt gemacht.

Sondershausen, den …................. …..........................................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Stadt Sondershausen

Der Bürgermeister 

2. Der Stadtrat der Stadt Sondershausen hat am 11.04.2019 die öffentliche Auslegung des Vorentwurfs der 2. 

Änderung des Bebauungsplans beschlossen.
Die öffentliche Auslegung des Vorentwurfs zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit wurde im Amtsblatt 
„Sondershäuser Heimatecho“ am 29.05.2019 ortsüblich bekannt gemacht.
Der Vorentwurf der 2. Änderung des Bebauungsplans wurde in der Zeit vom 11.06.2019 bis zum 12.07.2019 
öffentlich ausgelegt.

Sondershausen, den …................. …..........................................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Stadt Sondershausen

Der Bürgermeister 

3. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die 2. Änderung des 
Bebauungsplans berührt werden kann, wurden mit Schreiben vom 29.04.2019 zur Abgabe einer 
Stellungnahme zum Vorentwurf aufgefordert.

Sondershausen, den …................. …..........................................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Stadt Sondershausen

Der Bürgermeister 

4. Der Stadtrat der Stadt Sondershausen hat am 24.10.2019 die öffentliche Auslegung des Entwurfs der 2. 
Änderung des Bebauungsplans beschlossen.
Die öffentliche Auslegung wurde im Amtsblatt „Sondershäuser Heimatecho“ am 27.11.2019 ortsüblich 
bekannt gemacht.

Der Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplans wurde in der Zeit vom 05.12.2019 bis zum 10.01.2020 
öffentlich ausgelegt.

Sondershausen, den …................. …..........................................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Stadt Sondershausen

Der Bürgermeister 

5. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt 
werden kann, wurden mit Schreiben vom 03.12.2019 zur Abgabe einer Stellungnahme zum Entwurf 
aufgefordert.

Sondershausen, den …................. …..........................................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Stadt Sondershausen

Der Bürgermeister 

6. Der Stadtrat der Stadt Sondershausen hat die vorgebrachten Bedenken und Anregungen der Bürger sowie 
die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange am 02.04.2020 geprüft und 
abgewogen. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

Sondershausen, den …................. …..........................................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Stadt Sondershausen

Der Bürgermeister 

7. Die 2. Änderung des Bebauungsplans, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), 
wurde am …....................... vom Stadtrat der Stadt Sondershausen als Satzung beschlossen. Die 
Begründung mit Umweltbericht zur 2. Änderung des Bebauungsplans wurde mit Beschluss des Stadtrates 
vom …........................ gebilligt.

Sondershausen, den …................. …..........................................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Stadt Sondershausen

Der Bürgermeister 

8. Die Genehmigung der Satzung der 2. Änderung des Bebauungsplans, bestehend aus der Planzeichnung 
(Teil A) und dem Text (Teil B), wurde durch die Mitteilung der Genehmigungsbehörde beim Landratsamt 
Kyffhäuserkreis vom …..............................,

Az.: ….............................................................................................................................. 
- mit Nebenbestimmungen und Hinweisen - erteilt.

Sondershausen, den …................. …..........................................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Stadt Sondershausen

Der Bürgermeister 

9. Die Nebenbestimmungen wurden durch den satzungsändernden Beschluss des Stadtrats der Stadt 
Sondershausen vom …............................ erfüllt. Die Hinweise sind beachtet. Das wurde durch die 
Genehmigungsbehörde beim Landratsamt Kyffhäuserkreis am …........................... bestätigt.

Sondershausen, den …................. …..........................................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Stadt Sondershausen

Der Bürgermeister 

10. Es wird bescheinigt, dass die Flurstücke mit ihren Grenzen und Bezeichnungen innerhalb des 
Geltungsbereiches mit dem Liegenschaftskataster nach dem Stande vom …............................ 
übereinstimmen.

Artern, den …................. …..........................................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Landesamt für Bodenmanagement

und Geoinformation
- Katasterbereich Artern - 

11. Die Satzung der 2. Änderung des Bebauungsplans, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text 
(Teil B), wird hiermit ausgefertigt. Planzeichnung (Teil A) und Text (Teil B) stimmen mit dem Willen der Stadt 
überein. Alle für die Rechtswirksamkeit der 2. Änderung des Bebauungsplans maßgebenden 
Verfahrensbestimmungen wurden in vollem Umfang beachtet.

Sondershausen, den …................. …..........................................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Stadt Sondershausen

Der Bürgermeister 

PLANZEICHEN
(Planzeichenverordnung 1990 PlanzV 90 vom 18.12.1990)

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB)

1.1 WA Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)
(textliche Festsetzungen Pkt. 1.1-1.5)

1.2 MI Mischgebiet (§ 6 BauNVO)
(textliche Festsetzungen Pkt. 1.6-1.9, 1.11)

1.3 SO Sondergebiet für
Einkaufszentrum Einkaufszentrum (§ 11 (3) Nr. 1 BauNVO)

(textliche Festsetzungen Pkt. 1.10-1.11)

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB)

2.1 GFZ z.B. 0,5 Geschossflächenzahl als Höchstmaß
(§ 20 BauNVO)
(textliche Festsetzung Pkt. 2.2) 

2.2 GRZ z.B. 0,4 Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO)
(textliche Festsetzung Pkt. 2.1)

2.3 Z z.B. II Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze
(§ 16 BauNVO)
(textliche Festsetzung Pkt. 2.3)

2.4 THmax  z.B. max. 6,5 m Maximale Traufhöhe (§ 18 BauNVO)
(textliche Festsetzung Pkt. 2.4)

3. BAUWEISE, BAUGRENZE
(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

3.1 o Offene Bauweise
(textliche Festsetzung Pkt. 3.1)

3.1.1 E nur Einzelhäuser zulässig

3.1.2 ED nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

3.2 a 1/2/3 Abweichende Bauweise
(textliche Festsetzung Pkt. 3.2, 3.3)

3.3 Hauptfirstrichtung

3.4 Baugrenze
Überbaubare Grundstücksfläche
Nicht überbaubare Grundstücksfläche
(textliche Festsetzungen Pkt. 4)

4. VERKEHRSFLÄCHEN
(§ 9 (1) Nr. 4, 11 BauGB)

4.1 Straßenverkehrsflächen
(textliche Festsetzung Pkt. 7.1) 

4.2 F Fußweg
(textliche Festsetzung Pkt. 7.1) 

4.3 Straßenbegrenzungslinie

4.4 Verkehrsfläche besonderer
Zweckbestimmung
(textliche Festsetzung Pkt. 7.2) 
mit der Zweckbestimmung:

4.4.1 Fußgängerbereich

4.4.2 M Mischverkehrsfläche

4.4.3 Parkplatz Parkplatz

4.5 Einfahrtsbereich

4.6 Einfahrt

4.7 Bereich ohne Ein- und Ausfahrten
(textliche Festsetzung Pkt. 8.1) 

4.8 Vg Verkehrsgrün

4.9 H Bushaltestelle

4.10 private Verkehrsfläche

5. FLÄCHEN FÜR DIE WASSERWIRTSCHAFT
(§ 9 (1) Nr. 16 und (6) BauGB)

5.1 Flächen mit wasserrechtlichen 
Festsetzungen mit der Zweckbestimmung:

5.1.1 GW III Schutzgebiet für Grund- und Quellwasser-
gewinnung, Wasserschutzgebiet Zone III

6. FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN
(§ 9 (1) Nr. 12 BauGB) 

6.1 Flächen für Versorgungsanlagen
(textliche Festsetzung Pkt. 9.1) 
mit der Zweckbestimmung:

6.1.1 Transformatorenstation

7. HAUPTVERSORGUNGSLEITUNGEN
(§ 9 (1) Nr. 13 BauGB) 

7.1 G Gasleitung / unterirdisch

7.2 E Elektro-Kabel / unterirdisch

7.3 A Abwassersammler / unterirdisch

7.4 W Wasserleitung / unterirdisch

7.5 F/T Fernmelde- / Telekommunikationsanlagen / unterirdisch

8. GRÜNFLÄCHEN
(§ 9 (1) Nr. 15 BauGB) 

8.1 Grünfläche mit der Zweckbestimmung:
Hausgarten zum Zweck der Erholung

8.2 privat private Grünfläche
(textliche Festsetzung Pkt. 10)

9. PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MASS-
NAHMEN UND FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN
ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICK-
LUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT
(§ 9 (1) Nr. 20, 25 BauGB) 

9.1 Erhaltung von Bäumen
(textliche Festsetzungen Pkt. 11.3, 11.12)

9.2 Erhaltung von Sträuchern
(textliche Festsetzungen Pkt. 11.3, 11.12)

9.3 Anpflanzen von Bäumen (Pflanzgebot)
(textliche Festsetzungen Pkt. 11.6-11.8, 11.11-11.12)

9.4 Anpflanzen von Sträuchern (Pflanzgebot)
(textliche Festsetzungen Pkt. 11.11-11.12)

9.5 Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft
mit der Bezeichnung:

MF 1 z.B. MF 1
(textliche Festsetzungen Pkt. 11.1.-11.2)

9.6 Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen
von Bäumen und Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen entsprechend Pflanzliste
(textliche Festsetzungen Pkt. 11.9-11.11)

9.7 Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen
und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen
(textliche Festsetzung 10.2) 

Dachform / Traufhöhe,
Dachneigung

(zulässig)

Baugebiet

Grundflächen-
zahl

Bauweise

Zahl der
Vollgeschosse

Geschossflächenzahl

10.5 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Fläche
(§ 9 (1) Nr. 21 BauGB)
(textliche Festsetzungen Pkt. 12.1-12.2)
mit der Zweckbestimmung:

Gr Gehrecht

Fr Fahrrecht

Lr Leitungsrecht

10.5.1 bei schmalen Flächen

10.6 Umgrenzung der Flächen für besondere Vorkehrungen zum
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstige 
Gefahren (§ 9 (1) Nr. 24 BauGB)
(textliche Festsetzung Pkt. 13.1)

10.7 Grenze des räumlichen Geltungsbereich
des Bebauungsplans

10.8 Abgrenzung von unterschiedlicher Art
und Maß der Nutzung

10.9 Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

10.10 Gebäude, vorhanden

10.11 Gemarkungsgrenze

10.12 Flurgrenze

10.13 Flurstücksgrenze

10.14 Flurstücksnummer

10.15 Höhenlinie mit Höhenangabe in Metern,
Höhenbezug NN

10.16 Höhenpunkt mit Höhenangabe in Metern,
Höhenbezug NN

10.17 Stützmauer

11. BAUGESTALTUNG

11.1 SD Satteldach

11.2 PD Pultdach

11.3 FD Flachdach

11.4 WD Walmdach

11.5 MD Mansarddach

11.6 FSD Flaches Satteldach (DN 5° – 10°)

11.7 KWD Krüppelwalmdach

12. NUTZUNGSSCHABLONE

224
22

Nr. des
Baugebietes

Zulässige Zahl von
WE in Wohngebäuden

priv.

10. SONSTIGE PLANZEICHEN
(§ 9 (1) Nr. 11 BauGB) 

10.1 Flächen für Nebenanlagen
(textliche Festsetzungen Pkt. 5.1-5.3)
Art der Nebenanlagen:

10.2 St Stellplatz

10.3 Ga Garage

10.4 CP Carport (überdachter Stellplatz)

2.4 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 (2) BauNVO)

Die Höhe der Gebäude und baulichen Anlagen bezieht sich auf die jeweiligen Traufhöhen, die in den 
baugebietszugehörigen Nutzungsschablonen (Pkt. 12. der Legende) bzw. Planeinschrieb festgesetzt sind.
Die Traufhöhe bei Gebäuden wird talseits vom Anschnitt der Gebäudeaußenwand mit dem angrenzenden Gelände 
bis zum Schnittpunkt der Gebäudeaußenwand mit der Dachhaut gemessen.
Die Höhe der bestehenden Gebäude und baulichen Anlagen darf nicht geändert werden, ausgenommen sind 
technologisch erforderliche Änderungen und Aufbauten, jedoch maximal bis zu einer Höhe von 2,5 m über der 
vorhandenen Traufhöhe.

Überschreitungen durch Aufzugsanlagen sind unzulässig.

2.4.1 Höhe der Gebäude und baulichen Anlagen im WA (§ 16 (2) BauNVO)

Die Höchstgrenzen der Gebäudehöhen werden wie folgt festgesetzt (siehe Planeinschrieb):
-  Für Zahl der Vollgeschosse: Z = II: Traufhöhe 6,50 m

2.4.2 Höhe der Gebäude und baulichen Anlagen im MI (§ 16 (2) BauNVO)

Die Höchstgrenzen der Gebäudehöhen werden wie folgt festgesetzt:
-  Siehe Einschriebe und Einzeichnungen im Plan.

2.4.3 Höhe baulicher Anlagen im SOEinkaufszentrum (§ 16 (2) BauNVO)

Siehe Einschriebe im Plan:
-  Die festgesetzten Traufhöhen dürfen mit Belichtungselementen maximal um 2,5 m überschritten werden.

3. BAUWEISE
(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB)

3.1 Bauweise im WA (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB)

Die Bauweise ist durch Planeinschrieb festgesetzt:

Offene Bauweise gemäß § 22 (2) BauNVO

3.2 Bauweise im MI (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB)

Die Bauweise ist durch Planeinschrieb festgesetzt:

Abweichende Bauweise gemäß § 22 (4) BauNVO:
a1:  Die Gebäude können innerhalb der festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche im Sinne der offenen 
       Bauweise als Hausgruppen errichtet werden. Die Gebäudelängen dürfen maximal 85 m betragen.

a²:  Die Gebäude können innerhalb der festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche im Sinne der offenen 
      Bauweise als Hausgruppen errichtet werden. Die maximale Gebäudelänge ergibt sich aus der im Plan 
      festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche.

11.14 Pflanzliste für die Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern mit Pflanzgebot:

a) Verkehrsbegleitgrün

• Straßenbäume für die Nordhäuser Straße
Acer platanoides in Sorten - Spitz-Ahorn
Acer pseudoplatanus in Sorten - Berg-Ahorn

• Straßenbäume für die Knappschaftsstraße und die Parkstraße sowie für die Stellplätze im MI- und 
SO-Gebiet
Acer campestre - Feld-Ahorn
Acer platanoides in Sorten - Spitz-Ahorn
Quercus robur - Stiel-Eiche
Sorbus intermedia - Schwedische Mehlbeere

• Straßenbäume für den Fußweg zum Franzberg
Crataegus laevigata „Paul´s Scarlet“ - Rot-Dorn
Malus in Sorten - Zier-Apfel
Prunus in Sorten - Zier-Kirsche
Sorbus intermedia „Brouwers“ - schmalkronige Mehlbeere
Sorbus thuringiaca „Fastigiata“ - Thüringische Säulen-Eberesche

b) Pflanzungen auf den öffentlichen und privaten Flächen

• Laubbäume bis 15 m hoch 
Acer platanoides „Royal Red“ - Spitz-Ahorn
Crataegus monogyna - Weiß-Dorn
Malus in Sorten - Zier-Apfel
Prunus in Sorten   - Zier-Kirsche
Salix caprea - Sal-Weide

• Laubbäume über 15 m hoch
Acer platanoides „Deborah“ - Blut-Ahorn
Betula pendula - Weiß-Birke
Carpinus betulus - Hainbuche
Fagus silvatica in Sorten - Rot-Buche
Quercus petraea - Trauben-Eiche, Winter-Eiche
Quercus robur - Stiel-Eiche, Sommer-Eiche
Tilia cordata - Winter-Linde

• Obstbäume
Malus domestica in Sorten - Garten-Apfelbaum
Prunus avium in Sorten - Süßkirsche
Prunus domestica - Zwetsche, Pflaume
Pyrus communis in Sorten - Garten-Birnbaum

• Sträucher -  einheimische Arten
Cornus mas - Kornelkirsche
Cornus sanguinea - Roter Hartriegel
Corylus avellana - Wald-Hasel
Crataegus monogyna - Weiß-Dorn
Euonymus europaeus - Pfaffenhütchen
Ligustrum vulgare - Gem. Liguster
Lonicera xylosteum - Gem. Heckenkirsche
Prunus spinosa - Schwarz-Dorn, Schlehe
Ribes in einheimischen Arten - Johannisbeere, Stachelbeere
Rosa in einheimischen Arten - Wild-Rose (Hunds-, Wein-, Filz-, Flaumrose)
Rubus idaeus - Himbeere
Salix caprea - Sal-Weide
Sambucus nigra - Schwarzer Holunder
Viburnum lantana - Wolliger Schneeball
Viburnum opulus - Gem. Schneeball

19.9 Zum Schutz wildlebender Tiere (insbesondere zur Vermeidung von Verbots-tatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG) sind Bäume und Sträucher nur außerhalb der Vegetationsperiode zu beseitigen (gem. § 39 Abs. 5 Nr. 2 
BNatSchG). Weiterhin sind zur Vermeidung von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 BNatSchG bauliche 
Maßnahmen an bestehenden Gebäuden (wie Abbruch, Um- und Anbauten, Sanierungen) zeitlich und technisch so 
auszuführen, dass in oder an diesen Gebäuden lebende Tiere weder getötet noch verletzt und während der 
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser- und Überwinterungszeit nicht erheblich gestört oder beeinträchtigt werden 
(außerhalb der Wochenstubenzeiten von Fledermäusen und außerhalb der Brutzeit von Vögeln, hier: 
Gebäudebrütern).
Sollten sich an Gebäuden oder in Gehölzen dauerhaft genutzte Fortpflanzungs- und Ruhestätten befinden, deren 
Schädigung/Zerstörung nicht vermieden werden kann, sind funktionserhaltende Maßnahmen erforderlich. Durch 
vorgezogene Maßnahmen ist zu gewährleisten, dass es trotz der beeinträchtigenden Aktivitäten nicht zu einem 
qualitativen oder quantitativen Verlust bei den geschützten Arten kommt. Sie müssen daher unmittelbar am 
voraussichtlich betroffenen Bestand ansetzen und im räumlich-funktional Zusammenhang stehen.
Sollten vor und während der Umsetzung des Bebauungsplanes artenschutzrechtliche Tatbestände festgestellt 
werden, die zum Zeitpunkt der Bearbeitung nicht bekannt waren, ist die Untere Naturschutzbehörde (UNB) 
unverzüglich zu informieren. Bis zur Prüfung durch die UNB sind ggf. Bauarbeiten einzustellen. Es ist sicherzustellen, 
dass durch das Vorhaben keine Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG eintreten.

19.10 Das „Einzelhandels- und Zentrenkonzept für die Musik- und Bergstadt Sondershausen“ (BBE Handelsberatung 
GmbH, Büro Erfurt, 30.09.2020) wurde vom Stadtrat der Stadt Sondershausen am 01.10.2020 förmlich beschlossen. 
Bestandteil des „Einzelhandels- und Zentrenkonzepts“ ist die „Sondershäuser Liste“ zentren- und nicht 
zentrenrelevanter Sortimente (Punkt 8.4.2). 
Nachfolgend wird die „Sondershäuser Liste“ (Teil I) zentrenrelevante Sortimente aufgeführt:

„Sondershäuser Liste“ (Teil I)

zentrenrelevante Sortimente

davon nahversorgungsrelevante Sortimente
-  Arzneimittel, Pharmazeutika, Apothekenwaren,
-  Blumen, Zimmerpflanzen,
-  Drogeriewaren, Parfüms, Kosmetika, Wasch- / Putzmittel,
-  Heimtiernahrung / Futtermittel für Haustiere,
-  Nahrungs- / Genussmittel, Getränke, Tabakwaren, Reformwaren, Naturkost,
-  Zeitungen, Zeitschriften,

Sonstige zentrenrelevante Sortimente
-  Antiquitäten, Kunstgegenstände,
-  Augenoptik, Brillen und -zubehör, optische Erzeugnisse,
-  Bücher,
-  Computer, Computertechnik, Computerzubehör,
-  Elektrogeräte („Weiße Ware“), Elektrozubehör,
-  Fahrräder, Fahrradersatzteile und -zubehör,
-  Foto, Fotozubehör,
-  Geschenkartikel, Kunstgegenstände, Bilder, Briefmarken, Münzen,
-  Haushaltwaren, Hausrat, Glas, Porzellan, Keramik, Geschenkartikel,
-  Heimtextilien, Stoffe, Kurzwaren, Handarbeitsbedarf, Haushaltstextilien (Haus- / Tisch- / Bettwäsche), Gardinen,
-  Lederwaren, Reisegepäck, Kürschnerwaren, Galanteriewaren,
-  Musikinstrumente, Musikalien, Tonträger,
-  Oberbekleidung aller Art (Damen, Herren, Kinder), Wäsche, Strümpfe, sonstige Bekleidung,
-  Papier- / Schreibwaren, Bürobedarf, Schulbedarf, Bastelbedarf,
-  Sanitätswaren, orthopädische und medizinische Produkte, Hörgeräte,
-  Schuhe,
-  Spielwaren, Bastelartikel,
-  Sportartikel, -schuhe, -bekleidung, Campingartikel, Jagd- / Angelbedarf, Waffen,
-  Uhren, Schmuck,
-  Unterhaltungselektronik („Braune Ware“), Ton- und Bildträger, Telekommunikationsgeräte,
-  Zooartikel, lebende Tiere, Tierpflegemittel, Zubehör.

12. Die Erteilung der Genehmigung der 2. Änderung des Bebauungsplans sowie die Stelle, bei der der Plan auf 
Dauer während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu 
erhalten ist, sind am …................... im Amtsblatt „Sondershäuser Heimatecho“ ortsüblich bekannt gemacht 
worden. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 124 Abs. 1 BauGB) und 
weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§§ 44, 246a Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 BauGB) 
hingewiesen worden. 

Sondershausen, den …................. …..........................................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Stadt Sondershausen

Der Bürgermeister 

13. Die Genehmigung der 2. Änderung des Bebauungsplans wurde gem. Hauptsatzung am ….......................... 
ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan wurde mit der Bekanntmachung am …............................ 
rechtsverbindlich.

Sondershausen, den …................. …..........................................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Stadt Sondershausen

Der Bürgermeister 


